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Keine Werbung in Rundfunk und Fernsehen an Sonn- und Feiertagen 

A. Problem 

Die antragstellende Fraktion der SPD fordert eine verbindli-
che gesetzliche Regelung, die einheitlich in allen Bundeslän-
dern die Ausstrahlung von Werbesendungen in Rundfunk und 
Fernsehen an Sonn- und Feiertagen untersagt. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrages 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 



Drucksache 10/6667 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 10/5277 — abzulehnen. 

Bonn, den 3. Dezember 1986 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz 

Vorsitzender 

Fellner 	Duve 

Berichterstatter 

Bericht der Abgeordneten Fellner und Duve 

Der Antrag der Fraktion der SPD in Drucksache 
10/5277 wurde in der 219. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 5. Juni 1986 dem Innenausschuß 
federführend und dem Ausschuß für Wirtschaft zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Sitzung 
vom 18. Juni 1986 mit der Mehrheit der Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD und 
der Fraktion DIE GRÜNEN vorgeschlagen, dem 
Deutschen Bundestag die Ablehnung des Antrags 
zu empfehlen. 

Der Innenausschuß hat den Antrag in seiner Sit

-

zung vom 3. Dezember 1986 beraten und ihn mehr

-

heitlich mit den Stimmen der Fraktionen der 

CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Frak-
tion der SPD abgelehnt. 

Seitens der Fraktion der CDU/CSU ist ihre ableh-
nende Haltung damit begründet worden, daß der 
schutzwürdige Charakter der Sonn- und Feiertage 
durch Werbesendungen nicht beeinträchtigt werde. 
Weiter ist darauf hingewiesen worden, daß Werbe-
sendungen an Sonn- und Feiertagen für private An-
bieter notwendig sein könnten. Seitens der Frak-
tion der FDP ist die Kompetenz der Länder sowohl 
im Feiertags- wie auch im Rundfunkrecht betont 
worden. 

Die Fraktion der SPD hat sich auf die Begründung 
ihres Antrags bezogen und diesen aufrechterhal-
ten. 

Bonn, den 3. Dezember 1986 

Fellner 	Duve 

Berichterstatter 


